Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2698 


Mündlicher Bericht 

des Vorstandes des Deutschen Bundestages 

über den von den Abgeordneten Arndgen, Dr. Schmid 
(Frankfurt), Kühn (Bonn), Dr. Schneider (Lollar) und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Ergänzung des Gesetzes über die Entschädigung der 
Mitglieder des Bundestages 

— Drucksache 1444 — 


Berichterstatterin : 

Abgeordnete Frau Rösch 


Antrag des Vorstandes des Deutschen Bundestages 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den anliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages anzunehmen. 


Bonn, den 17. April 1961 


Der Vorstand 

des Deutschen Bundestages 

D. Dr. Gerstenmaier Frau Rösch 

Präsident Berichterstatterin 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2698 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Beschlüsse des Vorstandes 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über die 
Entschädigung der Mitglieder des Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages vom 27. Mai 1958 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 379) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Während der Wahlperiode ausscheidende 
Mitglieder des Bundestages erhalten die Auf- 
wandsentschädigung bis zum Ende des Monats, 
in dem sie ausgeschieden sind. Mitglieder, die 
infolge Ablaufs der Wahlperiode oder der Auf- 
lösung des Bundestages die Mitgliedschaft im 
Bundestag verlieren und nicht wiedergewählt 
werden, erhalten, wenn sie dem Bundestag min- 
destens ein Jahr angehört haben, die Aufwands- 
entschädigung bis zum Ende des dritten Monats 
nach Ablauf des Monats, in dem sie ausgeschie- 
den sind. Für jedes weitere Jahr der Zugehörig- 
keit zum Bundestag wird die Aufwandsentschä- 
digung für jeweils einen weiteren Monat ge- 
leistet. Früher nach den vorstehenden Bestim- 
mungen geleistete Aufwandsentschädigungen 
werden angerechnet. Tritt das frühere Mitglied 
während des Bezugs von Aufwandsentschädigung 
gemäß Satz 2 und 3 wieder in den Bundestag ein, 
ruht dieser Anspruch." 

2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) An jedem Sitzungstag wird eine Anwesen- 
heitsliste ausgelegt. Welche Tage als Sitzungs- 
tage gelten, bestimmt der Präsident im Beneh- 
men mit dem Ältestenrat. Trägt sich ein Mitglied 
des Bundestages nicht in die Anwesenheitsliste 
ein, wird ihm vom Tagegeldpauschale ein Betrag 


von 30 Deutsche Mark einbehalten. Dieser Be- 
trag erhöht sich auf 50 Deutsche Mark, wenn ein 
Mitglied an einem Plenarsitzungstag sich nicht 
in die Anwesenheitsliste eingetragen hat und 
nicht beurlaubt war. Die Eintragung in die An- 
wesenheitsliste wird ersetzt durch Amtieren als 
Präsident oder als Schriftführer, durch protokol- 
lierte Wortmeldung in einer Sitzung des Bundes- 
tages, durch Teilnahme an einer namentlichen 
Abstimmung, durch Eintragung in die Anwesen- 
heitsliste eines Ausschusses oder durch die Vor- 
lage eines genehmigten Dienstreiseantrages." 

3. § 9 erhält folgende Fassung: 

.§ 9 

Stirbt ein Mitglied des Bundestages, so erhal- 
ten seine Hinterbliebenen die noch nicht abge- 
rechneten Vergütungen. Sein überlebender Ehe- 
gatte, seine ehelichen und für ehelich erklärten 
Abkömmlinge sowie die von ihm an Kindes 
Statt angenommenen Kinder erhalten für die auf 
den Sterbemonat folgenden sechs Monate die 
volle und für weitere sechs Monate die Hälfte 
der Aufwandsentschädigung nach § 1 Abs. 1 als 
Sterbegeld. An wen die Zahlungen zu leisten 
sind, bestimmt der Präsident. Sind Hinterblie- 
bene im Sinne des Satzes 2 nicht vorhanden, 
kann auf Antrag sonstigen Personen, die die Ko- 
sten der letzten Krankheit oder der Bestattung 
getragen haben, das Sterbegeld bis zur Höhe 
ihrer Aufwendungen gewährt werden." 


A r t i k e 1 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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